Deutscher Bundestag 
2. 'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3498 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. Mai 1957 

11 (6) — 53002 — 2215/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende Ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die 'Übernahme 
einer Kursgarantie für eine Devisenanlage der 
Bank deutscher Länder bei der Bank of England 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend Ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 176. Sitzung am 3. Mai 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Dru(äc; Bcmner Unlversitäts-Bucdidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3561 



Entwurf eines Gesetzes 

über die Übernahme einer Kursgarantie für eine Devisenanlage 
der Bank deutscher Länder bei der Bank of England 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§ 1 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, hinsichtlich einer in zehn gleichen 
J ahresraten rückzahlbaren Devisenanlage 
der Bank deutscher Länder bei der Bank of 
England in Höhe von fünfundsiebzig Millio- 
nen Pfund Sterling der Bank deutscher Län- 
der den Kursunterschied zu vergüten, der 
sich ergibt, wenn das Pfund Sterling an der 
Frankfurter Börse gegenüber der Deutschen 
Mark unter den Kurs sinkt, der bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes zwischen den am euro- 
päischen intervalutarischen Devisenhandel be- 
teiligten Notenbanken als unterer Interven- 
tionspunkt vereinbart ist. 

§2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Die Bundesregierung hat die Bank deut- 
scher Länder gebeten, ihre Devisenguthaben 
bei der Bank of England um einen Betrag 
von £75 Mio zu erhöhen. Diese £75 Mio 
entsprechen 10 Jahresraten von je £-Sterling 
7,5 Mio aus den Verpflichtungen der Bundes- 
regierung auf Grund der Vereinbarungen des 
Londoner Schuldenabkommens über die eng- 
lische Nachkriegshilfe. An den Fälligkeitster- 
minen dieser Zahlungen von je £-Sterling 
7,5 Mio wird die Bundesregierung der Bank 
deutscher Länder den Deutsche-Mark-Gegen- 
wert zahlen, und die Bank deutscher Län- 
der wird dagegen aus ihrem vorerwähnten 
Guthaben bei der Bank of England Zahlun- 
gen an die britische Regierung leisten. 

Mit dieser Maßnahme verfolgt die Bundes- 
regierung mehrere Ziele: 

1. In einem dem Ministerrat des Rats für die 
Europäische Wirtschaftliche Zusammenar- 
beit von einer Ministerarbeitsgruppe am 
16. November 1956 vorgelegten Bericht 
ist der Bundesrepublik Deutschland emp- 
fohlen worden, ihre extreme Gläubiger- 
stellung innerhalb der Europäischen Zah- 
lungsunion unter anderem durch vorzei- 
tige Tilgung ihrer Auslandsschulden abzu- 
bauen und auf diese Weise zur Abschwä- 
chung des gegenwärtigen Ungleichgewichts 
der europäischen Zahlungsbilanzen beizu- 
tragen. Die Bundesregierung kann der 
Empfehlung in dieser Form aus ITaushalts- 
gründen nicht nachkommen. Die Anlage 
von £75 Mio durch die Bank deutscher 
Länder bei der Bank of England und der 
damit verbundene Erwerb von £-Sterling 


in Höhe dieses Betrages hat jedoch wirt- 
schaftlich die gleiche Wirkung und liegt 
ebenso im englischen wie im deutschen In- 
teresse. 

2. Die Bundesregierung hat die deutsch-eng- 
lichen Besprechungen über diese Frage im 
Rahmen der Verhandlungen über eine ge- 
genseitige Hilfe im Geiste des Artikels 3 
des Nordatlantik-Vertrages geführt. Die 
vorgesehene Anlage von £-Sterling 75 Mio 
hat dazu geführt, die englischen Wünsche 
in bezug auf sogenannte Stationierungs- 
kosten merklich herabzudrücken. 

3. Die beabsichtigte deutsche Maßnahme ist 
darüber hinaus von allgemeiner politischer 
und wirtschaftspolitischer Bedeutung. Sie 
wird insbesondere von der öffentlichen Mei- 
nung Großbritanniens als ein Beweis des 
Willens der Bundesrepublik zur wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit mit Großbritan- 
nien angesehen und als ein wertvoller Bei- 
trag zur Festigung der deutsch-englischen 
Wirtschaftsbeziehungen gewertet. 

Die Bank deutscher Länder kann und wird 
das beabsichtigte Bankgeschäft jedoch nur 
durchführen, wenn sie eine Kursgarantie der 
Bundesregierung erhält, die auf den Kurs des 
Pfund-Sterling abgestellt ist, der zwischen 
den am intervalutarischen Devisenhandel be- 
teiligten Notenbanken als unterer Interven- 
tionspunkt — l£ = 11,672 DM — verein- 
bart ist. 

Der Bundesminister der Finanzen kann eine 
solche Kursgarantie gemäß Artikel 115 GG 
nur auf Grund eines Bundesgesetzes überneh- 
men. 
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